
IL Ausschließung und Ablehnung von Protokollführern

Die Bestimmungen über die Ausschließung und Ablehnung von 
Richtern finden auf Protokollführer entsprechende Anwendung (§ 28 
Abs. 1 StPO). Diese Regelung folgt insbesondere aus der Bedeutung 
des gerichtlichen Protokolls in unserem Strafverfahren (§ 230 Abs. 1 
und 2 StPO). Die Mitwirkung eines voreingenommenen Protokoll
führers kann daher in Einzelfällen ebenfalls die Objektivität unserer 
Rechtsprechung beeinträchtigen.

Über die Ausschließung und Ablehnung eines Protokollführers 
entscheidet das Gericht (§ 28 Abs. 2 StPO).

III. Die Regelung der Anwesenheit in der Hauptverhandlung 

1. Die Anwesenheit der Richter

Jede Hauptverhandlung muß in ununterbrochener Anwesenheit der 
zur Urteilsfindung berufenen Richter stattfinden (§ 189 Abs. 1 StPO). 
Das bedeutet, daß alle Richter — also auch die Schöffen —, die eine 
Strafsache verhandeln und entscheiden sollen, an der Hauptverhand
lung von Anfang bis Ende teilnehmen müssen. Sie können sich weder 
für einen Teil der Verhandlung durch andere Richter vertreten lassen, 
noch darf die Hauptverhandlung in Abwesenheit auch nur eines der 
Richter begonnen oder fortgesetzt werden.

Dieser unbedingte Anwesenheitszwang folgt aus dem Prinzip der 
Unmittelbarkeit. Diejenigen Richter, die über Schuld oder Schuld
losigkeit des angeklagten Bürgers entscheiden, müssen die gesamte 
Hauptverhandlung aus eigenem Erleben kennen. Nur dann vermögen 
die Richter eine gründliche eigene Würdigung der Sache vorzunehmen 
und eine wirklich begründete Überzeugung von der Schuld oder 
Schuldlosigkeit des Angeklagten zu gewinnen. Die Verpflichtung der 
Richter zur ständigen Anwesenheit ist damit eine der wesentlichsten 
Garantien für die Objektivität und Richtigkeit unserer Strafrech t- 
sprechung.

Um bei Verhandlungen von längerer Dauer eine ungestörte Durch
führung zu sichern, besteht die Möglichkeit der Zuziehung von Er
gänzung srichtern durch Anordnung des Vorsitzenden (§189 Abs. 2 
StPO). Hierbei kann es sich um Berufsrichter oder Schöffen handeln. 
Die zugezogenen Ergänzungsrichter müssen entsprechend dem Grund
satz der Anwesenheitspflicht aller die Sache entscheidenden Richter

215


